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Gemeinde Drage 
 
 

Außenbereichssatzung Nr. 1 
(gemäß § 35 (6) BauGB) 
 
für das Gebiet  
 

„südöstlich der Dorfstraße (von Haus Nr. 10 bis 22)“ 
 
 
 

Entwurf der Begründung 

 
 

1. Lage, Planungsanlass und Planungsziele  

1.1 Lage des Plangebietes 

Das Plangebiet liegt südöstlich der Dorfstraße und umfasst die Grundstücke mit den 
graden Hausnummern 10 bis 22 (jeweils einschließlich) und das zwischen Dorfstraße 
10 und 12 liegende Flurstück 35/1 teilweise. 
 
Das Plangebiet umfasst damit das straßenbegleitende Teilstück des Flurstücks 502 so-
wie ein Teilstück des Flurstücks 501, die Flurstücke 28/5 bis 28/7, 28/14 bis 28/17, 
28/22, 35/3 und 35/4 sowie ein Teilstück des Flurstücks 28/21 der Flur 5 in der Ge-
markung Drage. Es ist insgesamt 1,8 ha groß. 
 
 

1.2 Planungsanlass und -ziele 

Das Plangebiet liegt südöstlich der Dorfstraße und umfasst die Grundstücke mit den 
graden Hausnummern 10 bis 22 (jeweils einschließlich) und das zwischen Dorfstraße 
10 und 12 liegende Flurstück 35/1 teilweise. Für das betreffende Flurstück soll neben 
der Außenbereichssatzung ein Erschließungskonzept erstellt werden, welches eine zu-
künftige Bebauung des Hinterliegerbereichs grundsätzlich sicherstellen soll.  
 
Es ist beabsichtigt, eine Außenbereichssatzung nach § 35 (6) BauGB aufzustellen. Da-
nach kann die Gemeinde für bebaute Bereiche im Außenbereich, die nicht überwiegend 
landwirtschaftlich geprägt sind und in denen eine Wohnbebauung von einigem Gewicht 
vorhanden ist, durch Satzung bestimmen, dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben 
nicht entgegengehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im Flächennutzungs-
plan über Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entstehung 
oder Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten lassen. Die verkehrliche Erschlie-
ßung wird über die Dorfstraße erfolgen.   
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1.3 Alternativenprüfung 

Die Gemeinde hat im Jahr 2022 eine Ermittlung von Baumöglichkeiten und 
Entwicklungsflächen durchgeführt (Planungsbüro Philipp, Albersdorf, 2022). Die 
Ermittlung ist als Anlage 1 beigefügt. Diese enthält eine Powerpointpräsentation sowie 
die Analyse der Eigentümerabfrage zur Marktverfügbarkeit von Grundstücken und 
Entwicklungsflächen.  
 
Die Gemeinde verfügt über den Bebauungsplan Nr. 1 einschließlich der 1. Änderung 
im Bereich Hansch südlich der Ortslage von Peissen. Hier befindet sich ein 
Siedlungsansatz im Umfeld des Bebauungsplans. Auch darüber hinaus besteht die 
Gemeinde aus Splittersielungen oder Gebäuden/Hofstellen im Außenbereich.  
 
Die Überprüfung der Baupotenziale hat ergeben, dass innerhalb des Bebauungsplans 
Nr. 1 noch 1 Grundstück vorhanden ist. Im Bereich der Splittersiedlungen sind 2 
Grundstücke von Gebäuden eingerahmt und nach diesseitiger Einschätzung bebaubar. 
Eine Eigentümerabfrage hat jedoch ergeben, dass die Grundstücke nicht zur Verfügung 
stehen (siehe Anlage 1).  
 
Darüber hinaus wurden mögliche bauliche Entwicklungsmöglichkeiten im 
Außenbereich herausgearbeitet. Insgesamt gibt es 10 Entwicklungsflächen, von denen 
unter verschiedenen Auswahlkriterien alle bedingt geeignet sind. Bedingte Eignung 
ergibt sich z. B. durch schwierige Erschließung oder dadurch, dass der Waldabstand 
eingehalten werden muss. Zusätzlich ergeben sich durch landwirtschaftliche Hofstellen 
und dem Klärteich Immissionen. 
 
Vorrangig wurden arrondierende Flächen im Bereich Hansch geprüft. Die 
Straßenverhältnisse / Einmündungsbreiten im Bebauungsplan Nr. 1 lassen jedoch eine 
Erschließung mit Baustellenfahrzeugen Richtung Norden nicht zu. Alternative Routen 
waren nicht darstellbar. Die Flächen entlang der Straße Hansch (C und F) liegen ganz 
oder teilweise im Immissionskreis einer landwirtschaftlichen Hofstelle. Mangels 
Verfügbarkeit hat die Gemeinde die vorgenannten Flächen insgesamt nicht weiter 
verfolgt. 
 
Aus der Abfrage der Flächenverfügbarkeit für die weiteren Außenbereichsgrundstücke 
stehen nur die Flächen an der Dorfstraße (G, H und I) zur Verfügung. Alle Flächen 
liegen im Bereich des Waldabstandes.  
 
 

2. Zulässigkeitsvoraussetzungen 

2.1 Wohnbebauung von einigem Gewicht 

Der Satzungsbereich ist durch die vorhandene Nutzung bereits deutlich geprägt, es ist 
Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden und die landwirtschaftliche Nutzung 
nimmt gegenüber den Gartenanlagen einen untergeordneten Stellenwert ein. Insbe-
sondere die im Nebenerwerb geführte Pferdehaltung (Flurstück Nr. 35/1) weist 
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lediglich eine Jungtieraufzucht in sehr geringem Umfang auf. Eine besondere landwirt-
schaftliche Prägung ist damit nicht verbunden. 
 
Räumlich wird der überwiegende Planbereich durch die vorhandenen Gebäude defi-
niert. Der Planbereich stellt sich durch die baulichen Anlagen, die kleinteiligen Freiflä-
chen und die Gehölzpflanzungen als Siedlungsansatz dar. 
 
 

2.2 Geordnete städtebauliche Entwicklung 

Das Plangebiet befindet sich südöstlich der Dorfstraße und ist über diese verkehrlich 
erschlossen. Für den betreffenden Straßenabschnitt gilt eine zulässige Höchstge-
schwindigkeit von 30 km/h. Aufgrund des geringen Verkehrsaufkommens sowie der 
niedrigen zulässigen Geschwindigkeit sind relevante Verkehrslärmemissionen nicht zu 
erwarten. Erhebliche Beeinträchtigungen durch Verkehrslärm können daher ausge-
schlossen werden. Besondere Schallschutzmaßnahmen sind aus immissionsschutz-
rechtlicher Sicht nicht erforderlich. 
 
Östlich des Plangebiets befindet sich in einer Entfernung von etwa 200 m eine land-
wirtschaftliche Betriebsstätte mit Rinderhaltung. Aufgrund der Distanz sind relevante 
Beeinträchtigungen durch Geruchs-, Staub- oder Lärmemissionen im Plangebiet nicht 
zu erwarten. Nutzungskonflikte zwischen der vorgesehenen Nutzung und landwirt-
schaftlichen Emissionen sind daher nicht ersichtlich. Die aus der ordnungsgemäßen 
landwirtschaftlichen Nutzung der östlich gelegenen landwirtschaftlichen Flächen resul-
tierenden Immissionen (Lärm, Staub und Gerüche) können zeitlich begrenzt auf das 
Plangebiet einwirken. 
 
Die Satzung dient der Klarstellung der planungsrechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzun-
gen, ohne eine eigenständige städtebauliche Neuordnung zu begründen. Maßnahmen 
zur Bodenneuordnung sind daher nicht erforderlich.  
 
Nordöstlich des Plangebiets verläuft ein Trassenband des geplanten NordOstLink der 
TenneT TSO, welches unmittelbar an das Plangebiet angrenzt. In diesem Bereich be-
stehen bereits Bestandsgebäude. Unbebaute Bereiche sind nicht betroffen.  
 
Aufgrund der räumlichen Distanz zwischen dem geplanten Vorhaben und dem Tras-
senband sind erhebliche Beeinträchtigungen der bestehenden Infrastruktur nicht zu 
erwarten. Auswirkungen auf den Betrieb sowie die Unterhaltung der Trasse können 
daher ausgeschlossen werden. 
 
 

2.3 Umweltverträglichkeitsprüfung 

Aufgrund der geringen Größe, des vorhandenen oder möglichen Grundstückszuschnit-
tes und des Planungsziels sind keine Vorhaben zu erwarten, die nach Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht der Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen.  
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2.4 Natura 2000-Gebiete 

Das nächst-gelegene FFH-Gebiet befindet sich in ca. 1,2 km Entfernung östlich des 
Plangebietes. Europäische Vogelschutzgebiet sind im Umfeld nicht vorhanden. Auswir-
kungen auf die Erhaltungsziele und Schutzzwecke sind allein schon aufgrund der gro-
ßen Abstände nicht zu erwarten.  
 
 

3. Festsetzungen und nachrichtliche 
Übernahmen 

Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
begünstigte Zulassung von Wohnnutzungen im Außenbereich gemäß § 35 (6) BauGB. 
Mit der Aufstellung der Satzung soll eine maßvolle Weiterentwicklung der bereits vor-
handenen Siedlungsstruktur ermöglicht und zugleich eine ungesteuerte bauliche Aus-
dehnung in den Außenbereich vermieden werden. 
 
Für den Geltungsbereich der Satzung wird bestimmt, dass Vorhaben im Sinne von § 35 
(2) BauGB, die Wohnzwecken dienen, nicht entgegengehalten werden kann, dass sie 
die Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten lassen. Dies gilt 
auch für Vorhaben, die kleinen Handwerksbetrieben und Gewerbebetrieben dienen, 
soweit diese das Wohnen nicht stören. 
 
Das Plangebiet befindet sich im Außenbereich und grenzt mit seiner Westseite unmit-
telbar an die Dorfstraße. Es liegt zwischen vorhandenen Wohnnutzungen und land-
wirtschaftlich geprägten Flächen. Dadurch ist eine räumliche und funktionale Anbin-
dung an die bestehenden Siedlungsstrukturen gewährleistet. 
 
Die Dorfstraße bildet eine klare räumliche Abgrenzung zum westlich angrenzenden 
Waldgebiet. In der näheren Umgebung ist bereits Wohnbebauung unter vergleichba-
ren Rahmenbedingungen vorhanden. 
 
Das Plangebiet ist grundsätzlich für eine Wohnbebauung mit zugehöriger Gartennut-
zung geeignet und entsprechend strukturiert. Mit Ausnahme des Flurstücks Nr. 35/1, 
das derzeit als landwirtschaftliche Freifläche (Pferdeweide) genutzt wird, weisen die 
Flächen bereits siedlungsnahe Strukturen auf. 
 
Für das Flurstück Nr. 35/1 wird eine Baugrenze festgesetzt. Diese orientiert sich im 
Westen an der zur Dorfstraße zugewandten Gebäudefront der Bestandsgebäude und 
im Osten an den rückwärtigen Gebäudefronten der Hauptgebäude, um eine geordnete 
bauliche Entwicklung sicherzustellen. Zudem ist eine verkehrliche Anbindung an die 
Dorfstraße vorgesehen, sodass das gesamte Flurstück künftig einer Wohnbebauung 
zugeführt werden kann. 
 
Entlang der nördlichen Grenze des Flurstücks Nr. 35/1 und an der Südgrenze des Plan-
gebietes befinden sich bestehende Knicks. Zum Schutz dieser gesetzlich geschützten 
Landschaftselemente wird festgesetzt, dass innerhalb eines Abstandes von 3,0 m zur 
festgesetzten Begrenzung der vorhandenen Knicks bauliche Anlagen sowie 
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Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO und Stellplätze sowie Garagen gemäß § 
12 BauNVO unzulässig sind. Aufschüttungen und Abgrabungen innerhalb dieses 
Schutzstreifens sind ebenfalls nicht zulässig. Die Errichtung offener Einfriedungen ist 
zulässig, sofern ein Mindestabstand von 1,0 m zum festgesetzten Knickwallfuß einge-
halten wird. Die Baugrenze hält einen Abstand von 5,0 m zum Knickfuß ein. 
 
Die nachrichtlich übernommenen Knicks sind dauerhaft zu erhalten. Lücken im Be-
wuchs sind mit zwei heimischen und standortgerechten Gehölzen je laufende Meter zu 
bepflanzen. Sonstige Pflegemaßnahmen sind nur im gesetzlichen Rahmen zulässig. 
 
Der auf der Westseite des Plangebiets einzuhaltende Waldabstand nach § 24 LWaldG 
von 30 m darf um 10 m unterschritten werden. Diese Abweichung ist unter Berück-
sichtigung der örtlichen Gegebenheiten städtebaulich vertretbar. In der näheren Um-
gebung bestehen bereits Wohngebäude mit vergleichbaren oder geringeren Abständen 
zur Waldfläche. Die Planung fügt sich somit in die vorhandene städtebauliche Struktur 
ein und stellt keine atypische Entwicklung dar. 
 
Die Belange des Waldschutzes sind hierbei angemessen zu berücksichtigen. Die Un-
terschreitung des Waldabstandes wird als unkritisch bewertet, da unter Berücksichti-
gung der örtlichen Rahmenbedingungen keine nachteiligen Auswirkungen zu erwarten 
sind. Im Hinblick auf eine mögliche Brandübertragung ist aufgrund der überwiegend 
vorherrschenden Windrichtung von Südwesten nach Nordosten nicht von einer be-
günstigten Ausbreitung in Richtung der geplanten Wohnbebauung auszugehen. 
 
Zudem wirkt die zwischen Waldfläche und Plangebiet verlaufende Dorfstraße als zu-
sätzliches trennendes und ordnendes Element, wodurch potenzielle Einwirkungen aus 
dem Waldbereich weiter reduziert werden. Auch im Hinblick auf mögliche Gefahren 
durch Windwurf sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Der Abstand 
von 20 m zur Waldfläche stellt einen ausreichenden Sicherheits- und Pufferbereich 
zwischen Wald und Bebauung dar.  
 
Im Bereich der Unterschreitung des Waldabstandes sind die Belange des vorbeugen-
den Brandschutzes besonders zu berücksichtigen. Es gilt insbesondere: 
 

• Auf der dem Wald zugewandten Gebäudeseite sind offene Feuerstätten unzu-
lässig. 

 
• Außenliegende Kamine oder sonstige Anlagen mit erhöhtem Brandrisiko sind 

unzulässig oder entsprechend brandschutztechnisch zu sichern. 
 
• Brandgefährdende Einrichtungen sind so anzuordnen und auszuführen, dass 

eine Gefährdung der Waldfläche ausgeschlossen wird. 
 
Durch geeignete bauliche Maßnahmen ist sicherzustellen, dass keine erhöhte Brand-
gefahr für Wald und Bebauung entsteht. 
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4. Artenschutz 

Für die Außenbereichssatzung Nr. 1 der Gemeinde Drage werden im Folgenden Aus-
sagen hinsichtlich der Auswirkungen des Vorhabens auf europäisch besonders oder 
streng geschützte Arten getroffen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind Aussagen zur Berücksichtigung der Vorschriften 
des besonderen Artenschutzes (§ 44 Bundesnaturschutzgesetz), d. h. zur Betroffenheit 
besonders oder streng geschützter Arten, zu treffen. Das Vorkommen besonders oder 
streng geschützter Arten wird bezüglich der Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG analy-
siert. Demnach sind gemäß § 44 (1) BNatSchG (Zugriffsverbote) 
 

1. das Fangen, das Entnehmen, die Verletzung oder die Tötung wildlebender 
Tiere der besonders geschützten Arten, 

 
2. die erhebliche Störung wildlebender Tiere der streng geschützten Arten und 

der europäischen Vogelarten, 
 
3. das Beschädigen und das Zerstören von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der 

wildlebenden Tiere der besonders geschützten Arten sowie  
 
4. die Entnahme, die Beschädigung und die Zerstörung von Pflanzen der beson-

ders geschützten Arten verboten. 
 
Vor diesem Hintergrund wurde eine Potenzialabschätzung zu den möglichen Vorkom-
men der beschriebenen Arten durchgeführt. Grundlage für die Bewertung bieten eine 
Ortsbegehung am 23.01.2026, die Auswertung des Artkatasters der Gemeinde Drage 
vom 23.01.2026 sowie von Literatur zu den relevanten Arten.  
 
Zusammengefasst können folgende Aussagen zu den Auswirkungen und der potenti-
ellen Beeinträchtigungen getroffen werden. 
 
Wirbellose: 

Die europäisch geschützten Käfer- und Libellenarten haben hohe Ansprüche an ihre 
Lebensräume.  
 
Die Käferarten Eremit und Heldbock sind als stenotope Arten auf bestimmte Biotope 
angewiesen, welche aus alten Laubbäumen bestimmter Arten (Eiche, Buche u. ä.) ge-
bildet werden. Diese müssen einen hohen Totholzanteil aufweisen und im Besonderen 
mulmreiche Baumhöhlen besitzen, damit die Entwicklung vom Ei zum Imago erfolgen 
kann. 
 
Zwar befindet sich mit der Eiche auf dem Haus Nr. 20 ein als Habiatbaum für Eremit 
und Heldbock geeigneter Laubbaum, der auch über eine Baumhöhle verfügt. Diese ist 
jedoch nicht mulmreich und die Eiche auch nicht durch einen hohen Totholzanteil ge-
kennzeichnet. Die Eiche ist daher aktuell nicht als geeigneter Habitatbaum zu bewer-
ten. 
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Aufgrund der großen Aktivitätsradien der adulten Tiere und der damit sehr geringen 
Individuendichte innerhalb des Geltungsbereiches sowie der ausgesprochen guten 
Flugfähigkeit der Tiere ist mit einer Beeinträchtigung durch das Vorhaben auf das Plan-
gebiet überfliegende Libellenarten nicht zu rechnen. 
 
In einem Umkreis von 15 km weist das LfU-Artkataster keine der in Anhang IV der 
FFH-Richtlinie aufgeführten Arten der Klasse Wirbellose auf. Ein Vorkommen im Be-
reich des Plangebiets kann aufgrund der verfügbaren Lebensräume vor Ort ausge-
schlossen werden. 
 
Amphibien: 

Die in Schleswig-Holstein vorkommenden Amphibienarten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie sind Kammmolch, Knoblauchkröte, Kreuzkröte, Wechselkröte, Laubfrosch, 
Kleiner Wasserfrosch, Moorfrosch und Rotbauchunke.  
 
Nach Aussage des LfU-Artkataster liegen im gesamten Gemeindegebiet und innerhalb 
eines 15-km-Radius um das Plangebiet keine Daten zu Amphibienarten des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie vor.  
 
Das kleine Stillgewässer bei Haus Nr. 22 ist aufgrund der Verschattung durch die um-
liegenden Gehölzbestände nicht als geeignetes Laichhabitat für Amphibien zu bewer-
ten. 
 
Amphibien sind bei ihrer Wanderung zu den Laichgewässern stark auf Verbund- bzw. 
Linienbiotope angewiesen. Im Plangebiet befinden sich keine Lebens- und Fortpflan-
zungsstätten von Arten der Amphibien des Anhangs IV der FFH-Richtlinie. Mögliche 
Wanderungen sind aufgrund des mangelnden Biotopverbundes und des Abstands der 
nächstliegenden Funde unwahrscheinlich.  
 
Zudem wirken die angrenzenden Ackerflächen sowie die Dorfstraße als Barrieren, so-
dass nicht von einem Durchwandern des Plangebiets auszugehen ist. Hinweise auf 
relevante Habitatstrukturen innerhalb des Plangebiets liegen ebenfalls nicht vor. 
 
Beeinträchtigungen von Amphibien durch die Planung sind daher nicht zu erwarten. 
Ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG ist somit nicht zu erwar-
ten.      
 
Säugetiere: 

Alle in Deutschland vorkommenden Fledermausarten sind nach Anhang IV der FFH-
Richtlinie gesetzlich geschützt. Fledermäuse suchen zum Winter bestimmte Winter-
quartiere auf, die typische Ausprägungen aufweisen. Zu ihnen zählen Höhlen, ruhige 
Stollen, alte verlassene Gebäude sowie Keller und ähnliche frostfreie, kühlfeuchte 
Hohlräume.  
 
Bäume sind als Winterquartiere erst ab einem Stammdurchmesser von mehr als 50 cm 
geeignet. Höhlen in Bäumen ab einem Stammdurchmesser von rd. 30 cm in Brusthöhe 
sind grundsätzlich als Wochenstube, Männchen-, Balz- oder Tages-Quartier für Fleder-
mäuse im Sommer zu betrachten. Ebenso können Bäume mit einem dichten Efeu- oder 
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Pflanzenbewuchs, abgeplatzten Baumrinden sowie anderen Spalten als Tagesquartier 
fungieren (LBV-SH: Fledermäuse und Straßenbau, 2020). 
 
Die im Geltungsbereich liegenden Gebäude weisen Strukturen auf, die als Sommer-
quartiere dienen können. Aufgrund mangelnder Frostsicherheit der zugänglichen Be-
reiche ist nicht davon auszugehen, dass es sich hierbei um Winterquartiere handelt. 
 
Die im Plangebiet befindlichen Gebäude (Wohngebäude, Container, Gartenhaus, Car-
port) bei den Häusern 10 bis 22 sind als potenzielle Sommerquartiere für Fledermäuse 
anzusehen. 
 
Die potentiellen Sommerquartiere werden in Schleswig-Holstein je nach Art und Wit-
terung ab Mitte April aufgesucht. Um bei einem evtl. Abriss der Bestandsgebäude einen 
Verstoß gegen die Zugriffsverbote gemäß § 44 (1) BNatSchG zu vermeiden, wird emp-
fohlen, mit dem Abriss vor Mitte April oder nach Ende September zu beginnen. Analog 
hierzu sind die Schutzzeiten heimischer Gebäudebrüter (01. März bis 30. September) 
zu berücksichtigen. 
 
Mit einem Gebäudeabriss vor Mitte April kann davon ausgegangen werden, dass die 
Fledermäuse ihr Sommerquartier an oder in Bestandsgebäuden noch nicht bezogen 
haben, sodass ein Verstoß gegen die Verbote Nr. 1 (Tötung), Nr. 2 (erhebliche Stö-
rung) und Nr. 3 (Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten) des § 44 (1) 
BNatSchG nicht vorliegt. 
 
Bei einem Vorhabenbeginn nach Mitte April sind die abzureißenden Gebäude von einer 
fachkundigen Person vor Maßnahmenbeginn auf Fledermausbesatz zu prüfen, um ei-
nen Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 (1) BNatSchG zu vermeiden. 
 
Sofern Gebäude abgerissen werden sollen, sind artenschutzrechtliche Maßnahmen zu 
beachten; da alle bestehenden Gebäude erhalten bleiben, ist ein Abriss jedoch nicht 
vorgesehen. 
 
Im Plangebiet befinden sich keine Lebensraumstrukturen die attraktiv für einen per-
manenten Aufenthalt des Fischotters sein würden. Gemäß den Daten des LfU-Artka-
tasters sind innerhalb eines 15-km-Radius keine Vorkommen des Fischotters verzeich-
net. Beeinträchtigungen von Fischottern durch die Planung sind somit nicht zu erwar-
ten. 
Das Vorkommen von weiteren sonstigen Säugetieren im Plangebiet ist aufgrund ihrer 
Lebensräumansprüche und Verbreitung nicht zu erwarten.  
 
Reptilien: 

Als europarechtlich geschützten Reptilienarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind 
für Schleswig-Holstein die Arten Schlingnatter und Zauneidechse zu nennen. 
 
Die Abfrage des Artkatasters bestätigt eine räumliche Verbreitung dieser Arten in ei-
nem Umkreis von bis zu 5,0 km Entfernung des Plangebiets. 
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Im Plangebiet wurden keine Lebensräume, die für diese Art Schlingnatter attraktiv sein 
könnten, aufgefunden. Nach Auskunft des LfU-Artkatasters liegen für das gesamte 
Gemeindegebiet keine Nachweise der Schlingnatter vor. Eine Gefährdung der Art durch 
die Planung ist daher nicht zu erwarten. 
 
Das Plangebiet besteht teilweise aus Wirtschaftsgrünland und wurde dort zuletzt als 
Pferdeweide genutzt, andere Teilbereiche dienen der Gartennutzung. Aufgrund der 
Nutzungsintensität und Strukturarmut ist das Gebiet nicht als Lebensstätte für die   
Zauneidechse geeignet. Nach Auskunft des LfU-Artkatasters liegen für das gesamte 
Gemeindegebiet keine Nachweise der Zauneidechse vor. Eine Gefährdung der Art 
durch die Planung ist daher nicht zu erwarten. 
 
Ein Vorkommen der besonders geschützten Reptilienarten Schlingnatter und Zau-
neidechse des Anhangs IV der FFH-Richtlinie kann im Plangebiet ausgeschlossen wer-
den. Das gesamte Plangebiet sowie die umliegenden Flächen weisen keine geeigneten 
Habitate auf, die den Lebensraumansprüchen der in Anhang IV der FFH-Richtlinien 
gelisteten Reptilien entsprechen. Somit ist mit keiner Beeinträchtigung dieser Arten 
durch die Planung zu rechnen. 
 
Boden- und Gehölzfreibrüter: 

In und entlang der Knicks innerhalb des Plangebiets ist grundsätzlich mit dem Auftre-
ten bodenbrütender Arten zu rechnen. Aufgrund der aktuellen Nutzung der Fläche als 
Garten und Pferdeweide ist ein Vorkommen von Bodenbrütern jedoch nicht zu erwar-
ten. 
 
Ein Vorkommen von Gehölzbrütern in den Bestandsgehölzen des Plangebiets ist hin-
gegen als wahrscheinlich einzustufen. 
 
Um einen Verstoß gegen die Verbotstatbestände Nr. 1 und Nr. 2 des § 44 (1) BNatSchG 
auszuschließen, sind bei erforderlichen Gehölzbeseitigungen die gesetzlichen Schutz-
fristen zu beachten. Demnach ist es laut § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG verboten „Bäume, 
… Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und Gehölze in der Zeit vom 01. März bis zum 
30. September abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen“.  
 
Bei Beachtung der genannten Schutzfristen ist davon auszugehen, dass Nistplätze in 
den zu beseitigenden Bäumen noch nicht gebaut oder belegt sind und somit ein Ver-
stoß gegen das Verbot Nr. 1 und 2 nach § 44 BNatSchG (1) auszuschließen ist. 
Sollte die Beseitigung von Gehölzen innerhalb der Schutzfrist gemäß § 39 BNatSchG 
(01. März bis 30. September eines Jahres) erforderlich sein, ist eine Abstimmung mit 
der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) vorzunehmen. Zudem ist durch eine fachkun-
dige Person gutachterlich nachzuweisen, dass Belange von Boden- und Gehölzfreibrü-
tern nicht betroffen sind und ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände Nr. 1 und Nr. 2 
ausgeschlossen werden kann. 
 
Gebäudebrüter: 

Vorkommen von Gebäudebrütern sind potentiell im Plangebiet möglich. Bei der Orts-
begehung wurden die Gebäudestrukturen (Wohngebäude, Container, Gartenhaus, 
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Carport) bei den Häusern 10 bis 22 als mögliche Habitate für Gebäudebrüter einge-
stuft. 
 
Hinsichtlich der Gebäudestrukturen (Wohngebäude, Container, Gartenhaus, Carport) 
bei den Häusern 10 bis 22 als mögliche Habitate für Gebäudebrüter ist davon auszu-
gehen, dass ein Beginn der Maßnahme (Abriss) vor dem 01. März bzw. nach dem 30. 
September (analog § 39 BNatSchG) eines Jahres zu keinem Verstoß gegen die Verbot 
Nr. 1 und Nr. 2 des § 44 BNatSchG führt.  
 
Im Fall eines Beginns in dem Zeitraum zwischen dem 01. März und dem 30. September 
sind die beschriebenen Strukturen von einer fachkundigen Person zu kontrollieren und 
der Nachweis zu erbringen, dass kein Verstoß gegen die Verbote gemäß §44 (1) 
BNatSchG vorliegt. 
 
Sofern Gebäude abgerissen werden sollen, sind artenschutzrechtliche Maßnahmen zu 
beachten. Da alle bestehenden Gebäude erhalten bleiben, ist ein Abriss jedoch nicht 
vorgesehen. 
 
Farn- und Blütenpflanzen:  

Die Gefäßpflanzen, die im Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführt sind, haben spezi-
elle Standortansprüche, die im Untersuchungsgebiet nicht anzutreffen sind. Weitere, 
nach dieser Richtlinie geschützte Pflanzenarten hatten Vorkommen, die in Schleswig-
Holstein zumindest seit Mitte des vergangenen Jahrhunderts ausgestorben sind.  
 
 

5. Sonstiges 

Der überplante Bereich befindet sich in einem archäologischen Interessengebiet. Auf 
der Fläche wurden am 08.09.2025 in Absprache mit der Gemeinde durch das Archäo-
logische Landesamt Schleswig-Holstein Voruntersuchungen durchgeführt, bei denen 
keine erhaltenen archäologischen Befunde festgestellt werden konnten. Seitens des 
Archäologischen Landesamtes bestehen daher keine Bedenken gegen die Umsetzung 
der Planung. Die Flächen wurden zur Bebauung freigegeben. 
 
Es wird auf § 15 DSchG verwiesen. Sollten während der Erdarbeiten Funde oder auf-
fällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüg-
lich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu si-
chern. Verantwortlich hierfür sind gemäß § 14 DSchG (Neufassung vom 12. Januar 
2012) der Grundstückseigentümer sowie der Leiter der Arbeiten. 
 
Die Erschließung ist im ortsüblichen Rahmen gesichert. Für die aktuell verbleibende 
landwirtschaftliche Nutzung sowie die zukünftige Baulandentwicklung im Bereich des 
Flurstücks 35/1 ist eine Zuwegung zu sichern.  
 
 
 
Gemeinde Drage, ___.___._____ ________________________________ 
 (Bürgermeister) 
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6. Anlagen 

6.1 Ermittlung von Baumöglichkeiten und Entwick-
lungsflächen 

Gemeinde Drage - Ermittlung von Baumöglichkeit und Entwicklungsflächen, Planungs-
büro Philipp, Albersdorf, Stand: 05.09.2022 
 
 

6.2 Bodengutachten 

Gemeinde Drage - Außenbereichssatzung Nr. 1 „Dorfstraße 10 bis 22“, Erwatec Arndt 
Ingenieurgesellschaft für Baugrundgutachten und Umwelttechnik mbH, Kiel, Stand: 
03.11.2025. 
 


